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HERBSTWAHLEN 2019

Erfolgreich,  
aber irritiert

Ein Stimmungsbild vor der Sachsen-Wahl
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Geboren 1964 in Eberswalde, Leiter  
des Politischen Bildungsforums Sachsen 
der Konrad-Adenauer-Stiftung.

Das Selbstbild der Sachsen scheint sich 

vom Konsens in der alten Bundesrepublik 

zu unterscheiden, insbesondere, wenn 

man in die Medien blickt. Zwei Demons-

trationen verdeutlichen dies: Nach der 

tödlichen Messerattacke in Chemnitz gin-

gen zahlreiche Menschen aus Sorge um 

den Erhalt der gesellschaftlichen Ord-

nung auf die Straße. Die Alternative für 

Deutschland (AfD) nutzte das Ereignis 

für ihre antidemokratische und rassis-

tische Propaganda. Medial wurde nicht 

zwischen Rechtsextremen und Demons-

tran ten unterschieden; mit Parolen wie 

„Hass im Herzen“, „Hetzjagden“ und „Zu-

sammenrottungen“ eskalierte die Sprache. 

Im Gedächtnis haften bleiben die pöbelnde 

Menschenmenge und Rechtsextreme, die 

sowohl den Hitlergruß als auch ihren 

nackten Hintern zeigten. Letztlich schei-

nen die Sorgen der Demonstranten unbe-

rechtigt gewesen zu sein. Sie müssen nun 

verantworten, den Rechtsextremismus le-

gitimiert zu haben.

An den Demonstrationen im Ham-

bacher Forst beteiligte sich auch die Mitte 
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der Gesellschaft, weil sie sich um den Um-

gang mit der Natur und dem Klimawan-

del sorgte.1 Linksradikale, die den Staat 

bekämpfen und vor Gewalt nicht zurück-

schrecken,2 beteiligten sich ebenfalls.  

Medial wurde nicht zwischen Demons-

tranten und Extremisten differenziert; im 

Gegensatz zu Chemnitz nahm man jedoch 

die Bürgerinnen und Bürger nicht in Mit-

haftung für das extremistische Gedanken-

gut, sondern ihre Sorgen ernst. Es wurde 

von „Sonntagspicknick“ und „fröhlichen 

Menschen“ gesprochen.

Sind phänomenologisch nicht beide 

Geschehen einander ähnlich? Hier sorgen 

sich Menschen um die Grundlagen des 

Zusammenlebens, dort um die natürlichen 

Ressourcen. Beide Demonstrationen be-

saßen ein hohes extremistisches Gewalt-

potenzial, das sich gegen Staat und frei-

heitliche Demokratie wendet. Warum 

werden die Bürger in Chemnitz für den 

Extremismus in Mithaftung genommen 

und im Hambacher Forst nicht? Was ist 

los in Sachsen? Sind die Menschen dort 

rechts, konservativ und traditionalistisch, 

während sie im Westen links, progressiv 

und liberal sind?

ANGST UM DAS ERREICHTE

Offensichtlich resultiert der Konflikt aus 

konträren gesellschaftlichen Erfahrungs-

räumen. Während Westeuropa das Pro-

gramm des individualistischen Universa-

lismus bis in die letzte Konsequenz ver- 

folgte, kennt Osteuropa noch weitgehende 

Gruppenloyalitäten und -identitäten, aber 

auch die Konsequenzen des vormund-

schaftlichen Staates und den real existie-

renden Sozialismus.3 In Sachsen treffen 

beide Erfahrungsräume aufeinander. Wäh- 

rend die ehemaligen DDR-Bürger die Pro-

bleme der Osteuropäer teilen, ist die Funk- 

tionselite in Sachsen überwiegend durch 

westeuropäische Erfahrungen geprägt – 

nur 23 Prozent der Führungspositionen 

sind mit Ostdeutschen besetzt. Allgemein 

sind die Einstellungen der Menschen in 

Ost- und Westdeutschland einander ähn-

lich; beide bejahen die westlichen Werte 

und die freiheitlich-demokratische Grund-

ordnung. Unterschiede werden aber bei 

praktischen Fragen wie der politischen 

Beteiligung, der Bedeutung von Religion 

und der Bewertung von Freiheitsrechten 

sichtbar.4 Wahrscheinlicher ist also ein 

zeitlicher Verzug der Entwicklungen in 

den östlichen Ländern. So werden immer 

noch Grundfragen und das System als 

Ganzes infrage gestellt.

Auch in der Bundesrepublik nahm die 

Zustimmung zur Demokratie in Abhän-

gigkeit vom Wirtschaftswachstum erst 

langsam zu.5 Gegenwärtig glauben 77 Pro-

zent der Westdeutschen, dass die Demo-

kratie, die wir in Deutschland haben,  

die beste aller Staatsformen ist, aber nur 

42 Prozent der Ostdeutschen. Bezogen auf 

die Marktwirtschaft nehmen 91 Prozent 

der Westdeutschen an, dass es kein besse-

res Wirtschaftssystem gibt, 48 Prozent der 

Ostdeutschen bezweifeln dies.6 Dass das 

Vertrauen in Rechtsstaat, Demokratie und 

Marktwirtschaft in den östlichen Bundes-

ländern nicht so ausgeprägt ist wie in den 

westlichen, liegt auch an der dauerhaft 

 höheren Arbeitslosigkeit 7 und dem wirt-

schaftlichen Entwicklungsdefizit. So emp-

fiehlt das Institut für Wirtschaftsforschung 

Halle mittlerweile, den ländlichen Raum 

im Osten aufzugeben.8 Menschen neh-

men das wahr und haben Angst, das Er-

reichte zu verlieren.
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Dabei ist nicht zu verkennen, dass Sachsen 

sich wirtschaftlich unter der CDU-Füh-

rung hervorragend entwickelt hat und blü-

hende Landschaften Wirklichkeit gewor-

den sind. Nur sind sie ungleich verteilt. Die 

Leuchtturmstrategie der Politik hat dazu 

geführt, dass sich das DHL-Drehkreuz und 

Porsche in Leipzig oder die Mikroelektro-

nik in Dresden angesiedelt haben und dort 

solide Wachstumskerne entstanden sind, 

sodass man mittlerweile von der Boom-

town Leipzig und dem Silicon Saxony 

Dresden spricht. Aber das hat auch die  

internen Spannungen zwischen Gewinner- 

und Verliererregionen und die Befürch-

tungen vor weiterführenden Umstrukturie-

rungen, wie etwa durch den Braunkohle- 

ausstieg in der Lausitz und die damit ver-

bundenen Arbeitsplatzverluste, verstärkt.

ZWEIFEL AN INNERGESELL- 
SCHAFTLICHER GERECHTIGKEIT

Schon 2004 fanden „Montagsdemonstra-

tionen“ gegen Hartz IV und die Agenda 

2010 statt, weil die Menschen Sorge hat-

ten, nicht mehr an Entwicklungen teilzu-

haben, und weil die finanzielle Spreizung 

der Gesellschaft und damit die soziale Un-

gerechtigkeit zunahmen. 2015 verstärkte 

die unkontrollierte Einwanderung von 

Flüchtlingen den Effekt und führte zu 

 einer zusätzlichen Konkurrenz. Sechzig 

Prozent der AfD-Wähler wählen die Par-

tei aus Protest – linker Protest verbietet 

sich ja aufgrund der DDR-Vergangenheit. 

Allgemein scheinen die Ostdeutschen mit 

ähnlichen Abwertungen konfrontiert zu 

sein wie Muslime.9

Beiden Gruppen wird vorgeworfen, 

sich zum Opfer zu stilisieren, sich nicht 

genügend vom Extremismus zu distanzie-

ren und noch nicht im heutigen Deutsch-

land angekommen zu sein. Damit werden 

sie stereotypisiert und migrantisiert. Vor 

allem wird ihre Leistung nicht wertge-

schätzt, was die Frustrationen erhöht. 

Wenn sich Anstrengungen nicht loh-

nen und gleiche Leistungen nicht zu glei-

chen Erfolgen führen, stehen Prinzipien 

des demokratischen Zusammenlebens in-

frage, und die Menschen wenden sich ab.10 

Nur 0,7 Prozent der Bevölkerung sind in 

Sachsen Mitglied einer Partei. Viele Ost-

deutsche haben nicht das Vertrauen, dass 

Politik eine innergesellschaftliche Gerech-

tigkeit herstellen kann oder diese anstrebt. 

Sind aber das Vertrauen und die Zustim-

mung in die Politiker erst einmal verloren-

gegangen, schwindet auch das Vertrauen 

in die Strukturen.11

Bezüglich der Migrationskrise wer-

den zwei Erwartungen formuliert: erstens  
die Verhinderung von unkontrollierten 

Masseneinwanderungen und eine klare 

Rechtsgrundlage für individuelle Einwan-

derung und zweitens die Unterscheidung 

von Asyl und Schutzbedürftigkeit einer-

seits und Wirtschaftseinwanderung ande-

rerseits. Die Vermischung der Argumente 

und das Fehlen von Lösungsansätzen 

führen zum Erfolg der AfD, die sich rea-

listische Chancen ausrechnet, die Land-

tagswahl in Sachsen am 1. September zu 

gewinnen.

Die Umfragewerte für die Sächsische 

Union liegen seit der Bundestagswahl 

2017 konstant bei 29 Prozent, die der AfD 

bei 25 Prozent. Trotz großer Anstrengung 

haben sich die Werte der CDU seit andert-

halb Jahren kaum verändert. Zahlreiche 

Bürgergespräche führten zwar dazu, dass 

der Spitzenkandidat und derzeitige Mi-

nisterpräsident 62 Prozent Zustimmung 
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erhält, was sich jedoch bisher nicht auf die 

Zweitstimmenpräferenz auswirkt. Besser 

sehen die jüngsten Umfragen für die Erst-

stimmen aus. Lagen in den sechzig Wahl-

kreisen CDU und AfD im Januar mit je-

weils 28 Direktmandaten noch gleichauf, 

hat sich dieser Wert im März zuguns- 

ten der CDU auf 36 Mandate verbessert 

(AfD 19).12 Noch also gibt es Spielräume, 

die Stimmung weiter positiv zu verändern.

Ein Lackmustest sind die Kommunal- 

und Europawahlen am 26. Mai 2019. Nach 

den derzeitigen Umfragen wäre die Regie-

rungsbildung im Herbst schwierig. Der 

CDU-Spitzenkandidat Michael Kretsch-

mer hat sich gegen eine Koalition mit der 

Linken (17 Prozent) und der AfD ausge-

sprochen. Derzeit würde er neben den 

CDU-Stimmen auch die von FDP (6 Pro-

zent), Grünen (9 Prozent) und SPD (9 Pro-

zent) für seine Wiederwahl benötigen.13 
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